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BERICHTE UND DOKUMENTE
Aufkommen
von Erbschaftssteuern* –
Modellrechnung
exemplarischer Tarife
Stefan Humer
1. Einleitung
Wissenschaftliche Untersuchungen
zeigen, dass die Verteilung von Ein-
kommen in Österreich im internationa-
len Vergleich relativ egalitär erscheint,1
die Ungleichverteilung von Vermögen
hingegen beträchtlich ist.2 Gleichzeitig
tragen vermögensbezogene Steuern
in Österreich nur in geringem Umfang
zu den öffentlichen Haushalten bei. Im
Jahr 2012 betrug deren Aufkommen
0,6% des Bruttoinlandsprodukts (BIP),
ein Wert der in der OECD nur von vier
Staaten unterschritten wurde.
Die Struktur der Vermögensvertei-
lung unter den privaten Haushalten in
Österreich und der demografische
Wandel lassen einen substanziellen
Anstieg der aggregierten Vermögens-
übertragungen über die kommenden
Jahrzehnte erwarten. Sowohl die Zahl
der Vermögensübertragungen als
auch deren durchschnittliche Höhe
werden dynamisch ansteigen. Auf Ba-
sis der durchgeführten Projektionen
steigt die Summe des übertragenen
Vermögens von 9,5 Mrd. im Jahr 2010
bis zum Jahr 2020 auf über 14 Mrd.
jährlich. Vor diesem Hintergrund er-
scheint eine Besteuerung von Erb-
schaften und Schenkungen nicht nur
im Hinblick auf Fragen des Leistungs-
fähigkeitsprinzips, der sozialen Ge-
rechtigkeit3 und intergenerationalen
Mobilität, sondern auch aufgrund des
potenziell daraus resultierenden Auf-
kommens attraktiv. Im Zusammen-
hang mit der angespannten Lage der
öffentlichen Haushalte ergäbe sich
daraus der notwendige Spielraum, um
eine Umschichtung der steuerlichen
Belastung von Arbeit und Vermögen zu
ermöglichen. Eine solche Maßnahme
sollte darüber hinaus positive Wachs-
tumseffekte nach sich ziehen,4 da ver-
mögensbezogene Steuern (Erb-
schafts- und Schenkungssteuern im
Besonderen) die geringsten wachs-
tumshemmenden Auswirkungen auf
Arbeitsangebotsentscheidungen und
Investitionen haben.
2. Daten
Die Erhebung „Household Finance
and Consumption Survey“ (HFCS) der
Europäischen Zentralbank über die fi-
nanzielle Situation der privaten Haus-
halte wurde im Jahr 2010 durchgeführt.
Dieser Datensatz beinhaltet für Öster-
reich erstmals Informationen zu Sach-
vermögen, Finanzvermögen, Einkom-
men aus Vermögen, Verbindlichkeiten
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und Ausgaben auf Haushaltsebene.
Die Datensammlung wurde in Öster-
reich von der Oesterreichischen Natio-
nalbank (OeNB) in Zusammenarbeit
mit dem Institut für empirische Sozial-
forschung (IFES) durchgeführt.
Die Erhebungseinheit ist dabei der
private Haushalt, sind also Personen-
gruppen, die in der gleichen Wohnein-
heit leben und den Lebensunterhalt ge-
meinsam bestreiten.5 Alle Bestands-
größen und sozioökonomischen Cha-
rakteristika wurden von September
2010 bis Mai 2011 erhoben. Für die
einkommensbezogenen Angaben wur-
de das vor der Erhebung letzte voll-
ständige Kalenderjahr 2009 herange-
zogen. Da die Zurechenbarkeit einzel-
ner Vermögensgegenstände auf die
Haushaltsmitglieder oftmals nicht mög-
lich ist, wurde bei der Erhebung gänz-
lich auf eine solche Unterteilung ver-
zichtet. Das ausgewiesene Vermögen
ist daher immer die Summe der Vermö-
gensbestände der dem Haushalt zuzu-
rechnenden Personen.
Der Gesamtvermögen der privaten
Haushalte betrug im Jahr 2010 ca.
D 1.000 Mrd. und entsprach damit in
etwa der 3,5-fachen Wirtschaftslei-
stung des Landes.6 Der Anteil der Ver-
mögen, den die untere Hälfte der
Haushalte auf sich vereint, beträgt 4%,
während die wohlhabendsten 5% in
etwa 45% aller Vermögen halten.
Abbildung 1 zeigt den Durchschnitt
der wesentlichen Vermögensaggrega-
te über die Perzentile der Nettovermö-
gensverteilung. Die untersten 40% be-
sitzen demnach kaum nennenswerte
Vermögensbestände. Dies gilt sowohl
für die Brutto- als auch die Nettovermö-
gen. In den darüber liegenden Haus-
halten nimmt das Vermögen stetig zu,
der deutlichste Sprung ist aber erst im
10. Dezil vom 99. zum wohlhabend-
sten Perzentil zu verzeichnen. Des
Weiteren zeigt sich, dass Sachvermö-
gensbestände wie Immobilien, Betrie-
be und Unternehmensbeteiligungen
etc. über alle Dezile hinweg den über-
wiegenden Teil des Vermögens aus-
machen. Die durchschnittliche Höhe
der Verschuldung unterscheidet sich
interessanterweise vergleichsweise
wenig über die Dezile hinweg.
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Abbildung 1: Durchschnitt der Vermögenskomponenten nach Dezilen
Hellgrau: Sachvermögensbestände, dunkelgrau: Finanzvermögen, schwarz: Verschuldung,
Balken: Nettovermögen. Quelle: HFCS, eigene Darstellung.
Die numerischen Werte sind auch in
Tabelle 1 abzulesen. Diese Betrach-
tung erlaubt eine erste Einschätzung
über den Anteil der Haushalte, die von
einer vermögensbezogenen Steuer
über einem bestimmten Freibetrag be-
troffen wären. So liegt das durch-
schnittliche Vermögen der unteren
50% deutlich unter D 100.000, erreicht
im 8. Dezil ca. D 250.000, steigt im 9.
auf D 405.000 und übersteigt ab dem
96. Perzentil D 1 Mio.
In Tabelle 1 wurden die Durch-
schnittswerte bedingt auf die Partizipa-
tion der Haushalte an den Vermögens-
bestandteilen berechnet. Es gehen da-
her nur jene Haushalte in die Berech-
nungen ein, die Vermögen in der spezi-
fischen Kategorie besitzen. Daraus
folgt, dass sich der Durchschnitt der
verschiedenen Vermögenssegmente
aufgrund der unterschiedlichen Partizi-
pationsraten nicht auf das durch-
schnittliche Nettovermögen (Spalte 1)
ergänzt. Das durchschnittliche Be-
triebsvermögen schwankt in den Dezi-
len 4 bis 8 zwischen D 12.000 und
D 65.000, beträgt im neunten Dezil
D 108.000 und springt im obersten Ver-
mögensbereich auf D 1.230.000. Der
durchschnittliche Wert des Vermögens
aus Land- & Forstwirtschaft beträgt im
8. Dezil D 127.000, im 9. Dezil
D 210.000 und steigt im obersten Dezil
auf knapp über eine Mio. Euro an.
3. Methodik
Für die Schätzung des Erbschafts-
und Schenkungsvolumen kamen bis-
her zwei verschiedene Berechnungs-
ansätze zur Anwendung.7 Der soge-
nannte makrobasierte Ansatz schätzt
das Übertragungsvolumen ausgehend
vom aggregierten Vermögensbestand
mittels Sterbewahrscheinlichkeiten
ab.8 Der mikrobasierte Ansatz hinge-
gen basiert ausschließlich auf den An-
gaben über in der Vergangenheit er-
haltene Erbschaften in Haushaltsbe-
fragungen.9 Ein Vergleich der Metho-
den von Houben und Maiterh (2013)
zeigt, dass die makrobasierten Schät-
zungen in doppelt bis viermal so hohen
Übertragungsvolumen resultieren. Mit
der im Rahmen dieser Studie ange-
wandten Methodik werden die Vorteile
beider Ansätze verbunden. Ausge-
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Tabelle 1: Durchschnitt der Vermögenskomponenten nach Dezilen
Nettovermögen Hauptwohnsitz Betriebe Land/Forst Finanzvermögen
1 –18.253 158.303 20.721 – 4.435
2 3.221 50.488 687 – 2.784
3 10.260 99.458 2.256 – 7.158
4 23.580 59.043 12.677 – 14.580
5 51.864 79.800 13.706 – 26.487
6 107.133 110.211 64.670 23.322 30.202
7 174.601 155.175 39.544 40.229 37.586
8 254.188 207.868 63.062 127.072 43.646
9 405.511 291.272 107.686 210.247 89.095
10 1.636.272 568.506 1.229.254 1.048.193 212.803
Quelle: HFCS, eigene Berechnungen.
hend von den Daten des „Household
Finance and Consumption Survey“
(HFCS) werden Sterbe- und Erbfälle
auf Haushaltsebene simuliert,10 deren
Nettovermögen dann in weiterer Folge
der Besteuerung unterworfen wird.
Diese Vorgangsweise stützt sich somit
auf die qualitativ hochwertigen Mikro-
daten des HFCS und ist in der Lage,
die nicht zu vernachlässigenden struk-
turellen Änderungen in den Vermö-
gensübertragungen infolge des demo-
grafischen Wandels abzubilden.
Bei der Interpretation der Ergebnisse
sollten immer die Annahmen und Ein-
schränkungen berücksichtigt werden,
die für die vorliegenden Berechnungen
notwendig waren.
Sterbe- vs. Erbfälle: Da die Vermö-
gensbestände nur auf Haushaltsebene
verfügbar sind, Sterbefälle allerdings
auf Basis der spezifischen Personen-
merkmale simuliert werden, ist es not-
wendig, die Sterbefälle in Erbfälle
überzuleiten. In dieser Arbeit wird die
Vermögensübertragung zu jenem Zeit-
punkt gewertet, an dem die jeweilig
letzte Person einer Generation in ei-
nem Haushalt stirbt.
Erbschaften vs. Schenkungen: Auf
die Modellierung von Schenkungen
wird in dieser Arbeit gänzlich verzich-
tet, und Vermögensübertragungen
werden nur zum Zeitpunkt des Todes,
also zum letztmöglichen Zeitpunkt er-
fasst. Für die Aufkommensschätzun-
gen bedeutet dies, dass Vermögens-
übertragungen und damit auch Steuer-
fälle tendenziell früher auftreten, als im
Rahmen dieser Arbeit modelliert.
Entwicklung der Vermögenswerte
Die letzten Jahre haben gezeigt, dass
sich Vermögenswerte im Zeitverlauf
sehr volatil entwickeln können. Der
Wert von Immobilien hat sich zum Bei-
spiel im Zuge der weltweiten Finanz-
und Wirtschaftskrise in den urbanen
Teilen Österreichs rasant gesteigert.
Notwendige Informationen, die hierbei
eine entscheidende Rolle spielen, wie
zum Beispiel die Lage der Immobilie,
sind im publizierten HFCS-Datensatz
nicht enthalten. Für die Berechnungen
wird daher jeweils der heutige Ver-
kehrswert der Vermögen unterstellt.
Inflation: Annahmen über die Ent-
wicklung der Inflation könnten sich zum
Beispiel an dem langfristigen Infla-
tionsziel der EZB von knapp unter 2%
orientieren. In den Berechnungen wird
dennoch darauf verzichtet. Dies hat
den Vorteil, dass in Zusammenhang
mit den Annahmen über die Entwick-
lung der Vermögenswerte eine reale
Verzinsung von null unterstellt wird.
Alle präsentierten Aufkommenswerte
können somit als Gegenwartswerte in-
terpretiert werden.
Unterschätzung der höchsten Ver-
mögen: Eckerstorfer u. a. (2013) argu-
mentieren, dass der HFCS und Stich-
probenerhebungen im Allgemeinen
den oberen Rand der Vermögensver-
teilung unterschätzen. Ein Vergleich
des größten Vermögens im Datensatz
(unter der Berücksichtigung der mit
den Imputationen verbundenen Unsi-
cherheit zwischen D 17 und 20 Mio.)
mit der von der Zeitschrift Trend zu-
sammengestellten Liste der vermö-
gendsten Haushalte Österreichs (D 41
Mrd.11) unterstreicht dieses Argument.
Für die Aufkommenssimulationen be-
deutet dies, dass sie das Aufkommen
in der Realität jedenfalls unterschätzen
und somit als untere Grenze zu be-
trachten sind.
Erbfall vs. Erbschaftssteuersubjekt:
In den vorliegenden Berechnungen
werden Vermögensübertragungen si-
muliert. Das bedeutet, es wird versucht
abzuschätzen, zu welchem Zeitpunkt
154
Wirtschaft und Gesellschaft 40. Jahrgang (2014), Heft 1
bestimmte Vermögenswerte an Dritte
übertragen werden. In der Regel fließt
ein vererbtes Vermögen allerdings
mehreren Erben zu. Dies ist von Be-
deutung, da die Erbschaftsbesteue-
rung in den europäischen Ländern
meist an den Erben und nicht am Erb-
lasser anknüpft (inheritance vs. estate
tax). Wird ein bestimmtes Vermögen
an mehrere Personen übertragen, kön-
nen alle Erben die entsprechenden
Freibeträge auf den Wert des zugeflos-
senen Vermögens geltend machen.
Aus dem Datensatz sind Familienbe-
ziehungen nur sehr rudimentär ableit-
bar, und dies auch nur für die im selben
Haushalt lebenden Personen. Aus die-
sem Grund wird bei den Berechnungen
unterstellt, dass jedes Erbe im Durch-
schnitt jeweils zwei Personen zufließt.
Dies orientiert sich an dem langfristi-
gen Durchschnitt der österreichischen
Fertilitätsrate, die angibt, wie viele Kin-
der im Durchschnitt von jeder Frau ge-
boren werden. Sie lag in den 1960er-
Jahren bei circa 3, sank in den 1970er-
Jahren unter 2 und hat sich seither auf
1,4 Kinder je Frau eingependelt.
In Summe sollten die präsentierten
Berechnungen das tatsächliche Auf-
kommen jeweils unterschätzen, da der
HFCS als Stichprobenerhebung die
wohlhabendsten Haushalte nicht re-
präsentativ abbildet.12 Die berechne-
ten Aufkommensschätzungen und die
sich aus der angewandten Methodik
abgeleiteten Konfidenzintervalle soll-
ten somit eine untere Grenze für die
tatsächlich zu erwartenden Aufkom-
men darstellen.
4. Aufkommensschätzungen
Wie bereits ausgeführt, basieren die
folgenden Aufkommensschätzungen
auf simulierten Sterbefällen, die je
nach Haushaltsstruktur zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten in Erbfälle
übergeleitet werden. Die so generier-
ten Erbfälle betragen im Jahr 2010 ca.
30.000 und steigen in den folgenden
Jahren markant. Damit geht ebenso
ein deutlicher Anstieg der übertrage-
nen Erbvolumen einher: Diese steigen
von etwa D 9 Mrd. im Jahr 2010 auf ca.
D 12 Mrd. im Jahr 2015. Die demografi-
sche Struktur der Bevölkerung lässt
auf eine beschleunigte Fortsetzung
dieser Tendenz in den kommenden
Jahrzehnten schließen.
Im Folgenden werden zwei Besteue-
rungsvarianten von Vermögensüber-
tragungen analysiert, die der ausge-
prägten Vermögenskonzentration un-
ter den privaten Haushalten in Öster-
reich Rechnung tragen. Beide Tarifva-
riationen kennzeichnen sich durch ei-
nen hohen Freibetrag, der die überwie-
gende Mehrheit der Bevölkerung von
einer solchen Besteuerung gänzlich
ausnehmen und somit auch nicht bela-
sten würde.
4.1 Tarif A: Proportionaler Satz
von 15% ab FB 500.000
Die erste Variante setzt sich aus ei-
nem Freibetrag von D 500.000 und ei-
ner Grenzbelastung von 15% für alle
den Freibetrag übersteigende Vermö-
genswerte zusammen.
Die Zahl der Steuerfälle steigt im Mit-
tel von 1.500 im Jahr 2010 um mehr als
33% auf 2.100 im Jahr 2015. Im Durch-
schnitt könnte man von einem jährli-
chen Steueraufkommen von ca. D 550
Mio. ausgehen. Abb. 2 zeigt die formel-
le Steuerlast, also den Betrag, der
ohne Steuervermeidung oder -über-
wälzung an die Behörden abzuführen
wäre, über die Perzentile hinweg. Etwa
die oberen 5% der Erbfälle wären von
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einer solchen Erbschaftssteuer betrof-
fen. Da nur das jeweils den Freibetrag
überschreitende Vermögen besteuert
wird, steigt die durchschnittliche Bela-
stung des übertragenen Vermögens
vom 95. Perzentil weg langsam an und
erreicht im obersten Perzentil einen
Wert von ca. 12%. Die deutlich ausge-
prägte Vermögenskonzentration spie-
gelt sich in weiterer Folge auch im An-
teil der einzelnen Perzentile am ge-
samten Steueraufkommen wider. So
unterscheidet sich die durchschnittli-
che prozentuelle Belastung in den
obersten zwei Perzentilen nur gering-
fügig, der Anteil des obersten Prozents
am Gesamtaufkommen ist mit ca. 65%
allerdings dreimal so hoch wie der des
darunter liegenden Perzentils mit etwa
22%.
4.2 Tarif B: Proportionaler Satz
von 25% ab FB 1 Mio
In der zweiten Variation wird der Be-
trag, ab der die Steuerbelastung ein-
setzt, nochmals deutlich, nämlich auf
D 1 Mio. angehoben, ab welchem ein
Steuersatz von 25% angenommen
wird.
Auf Basis der angestellten Modell-
rechnungen steigen die Steuerfälle
von ca. 640 im Jahr 2010 auf ca. 1.000
im Jahr 2015. Im mittelfristigen Durch-
schnitt würde sich das jährliche Auf-
kommen auf ca. D 650 Mio belaufen.
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Tabelle 2: Aufkommensschätzung Tarif A (15% ab FB 500.000)
Jahr
Erbfälle Erbvolumen ( Mio) Steuerfälle Aufkommen ( Mio)
P05 Median P95 P05 Median P95 P05 Median P95 P05 Median P95
2010 29.194 30.414 31.573 7.138 9.531 11.486 1.110 1.455 1.708 241 551 818
2011 31.257 32.350 33.373 8.039 9.662 12.214 1.215 1.569 1.928 296 542 828
2012 33.784 34.934 36.447 8.483 10.213 12.519 1.312 1.733 2.126 314 522 804
2013 35.430 36.413 37.645 8.983 10.881 13.121 1.503 1.830 2.142 328 577 874
2014 36.986 38.189 39.725 9.067 10.929 12.899 1.425 1.875 2.257 322 504 804
2015 39.197 40.225 41.583 10.079 11.894 14.262 1.627 2.081 2.422 338 620 933
Die Tabelle zeigt den Median und ein Konfidenzintervall (5. & 95. Perzentil) der Projektion
auf Basis von 100 Simulationen. Quelle: HFCS, eigene Berechnungen.
Tabelle 3: Aufkommensschätzung Tarif B (25% ab FB 1 Mio)
Jahr
Erbfälle Erbvolumen ( Mio) Steuerfälle Aufkommen ( Mio)
P05 Median P95 P05 Median P95 P05 Median P95 P05 Median P95
2010 29.194 30.414 31.573 7.138 9.531 11.486 421 643 819 220 709 1.190
2011 31.257 32.350 33.373 8.039 9.662 12.214 455 670 902 285 660 1.171
2012 33.784 34.934 36.447 8.483 10.213 12.519 575 769 1.044 290 603 1.017
2013 35.430 36.413 37.645 8.983 10.881 13.121 622 834 1.075 299 675 1.100
2014 36.986 38.189 39.725 9.067 10.929 12.899 608 849 1.093 263 527 1.037
2015 39.197 40.225 41.583 10.079 11.894 14.262 700 972 1.276 257 670 1.191
Die Tabelle zeigt den Median und ein Konfidenzintervall (5. & 95. Perzentil) der Projektion
auf Basis von 100 Simulationen. Quelle: HFCS, eigene Berechnungen.
Da infolge des sehr hoch gewählten
Freibetrags ein sehr geringer Anteil der
Erbschaften unter die Besteuerung
fällt, ist das erwartete Aufkommen al-
lerdings relativ volatil. Von einer Be-
steuerung nach diesem Tarifkonzept
wären im Wesentlichen die obersten
2% der Vermögensübertragungen be-
troffen (siehe Abb. 3).
5. Zusammenfassung
Vermögen sind in Österreich un-
gleich verteilt. Mit einem Freibetrag
von D 500.000 würden im Durchschnitt
die unteren 95% aller Vermögensüber-
tragungen von der Erbschaftssteuer
befreit, dieser Anteil stiege mit einem
Freibetrag von D 1.000.000 auf 98%.
Eine Verknüpfung solch relativ großzü-
giger Freibeträge mit der Bemessung
der Vermögen an ihren Verkehrswer-
ten ermöglicht es, einen Großteil der
Vermögensübertragungen nicht oder
nur in einem geringen Ausmaß zu bela-
sten und gleichzeitig doch ein substan-
zielles Aufkommen von über einer hal-
ben Mrd. Euro pro Jahr zu generieren.
Im Zusammenhang mit der ange-
spannten Lage der öffentlichen Haus-
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Abbildung 2: Formelle Steuerlast Tarif A (15% ab FB 500.000)
Abbildung 3: Formelle Steuerlast Tarif B (25% ab FB 1 Mio)
halte ergäbe sich somit der notwendige
Spielraum, um eine Umschichtung der
steuerlichen Belastung von Arbeit und
Vermögen zu ermöglichen. Eine sol-
che Maßnahme sollte positive Wachs-
tumseffekte nach sich ziehen, da ver-
mögensbezogene Steuern (Erb-
schafts- und Schenkungssteuern im
Besonderen) die geringsten wachs-
tumshemmenden Auswirkungen auf
Arbeitsangebotsentscheidungen und
Investitionen haben.
Betriebsvermögen konzentrieren
sich stark auf das oberste Dezil der
Nettovermögensverteilung. Dies gilt im
Besonderen für Vermögenswerte in
der Wirtschaftsklasse Land- und Forst-
wirtschaft. Sowohl bei Unternehmens-
werten als auch landwirtschaftlichen
Betrieben wird oft argumentiert, dass
eine Steuer auf den Vermögensüber-
trag Arbeitsanreize verzerrt und im
schlimmsten Fall eine Vielzahl an Ar-
beitsplätzen vernichten würde. Ergän-
zende Berechnungen, die das Aufkom-
men unter teilweiser oder gänzlicher
Schonung dieser Vermögensbestände
quantifizieren, zeigen, dass die Auf-
kommenswirkungen einer solchen
Sonderbehandlung nicht unerheblich
wären. Neben dem deutlich verminder-
ten Aufkommen sollten die Argumente
für die Sonderbehandlung dieser Ver-
mögenskategorien jedoch auch mit
dem Leistungsfähigkeitsprinzip abge-
wogen werden. Betriebsvermögen ist
stark konzentriert und findet sich in
substanzieller Form vor allem an der
Spitze der Vermögensverteilung. Es
würden daher in der Regel die wohlha-
bendsten Haushalte von einer solchen
Sonderbehandlung profitieren.
Infolge der Untererfassung des obe-
ren Randes der Vermögensvertei-
lung13 kann man davon ausgehen,
dass die vorliegenden Berechnungen
das tatsächliche Steueraufkommen
unterschätzen. In diesem Hinblick
wäre eine Analyse der Aufkommens-
wirkung eines progressiven Steuerta-
rifs, der ab einem zusätzlichen, weit
höher angesetzten Betrag einen höhe-
ren Grenzsteuersatz beinhalten würde,
nicht uninteressant. Mit dem vorliegen-
den Datenmaterial kann aufgrund der
Untererfassung der wohlhabendsten
Haushalte eine solche Fragestellung
allerdings nicht beantwortet werden.
Es zeigt sich jedenfalls deutlich, dass
eine Besteuerung von Erbschaften und
Schenkungen auf Basis einer Bemes-
sungsgrundlage die sich an den Ver-
kehrswerten der Vermögen orientiert,
keine Bagatellsteuer wäre, sondern bei
entsprechender Ausgestaltung einen
signifikanten Betrag zu einer aufkom-
mensneutralen Umgestaltung des
österreichischen Abgabensystems lei-
sten könnte.
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